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Der Biirgermeister
Fachbereich 1.1 - Persona!service

08.01.2019

Bekanntmachung

Mit Wirkung,v,om 01.02.2019 wird Frau Annegret Sickers bis auf Widerruf zur Standesbeamtin für den
Standesarasbbzirk Herten bestellt.



Stadt Herten Herten, 9. Januar 2019
25.05.01.01-01/18

Bekanntmachung

Planfeststellung far den Neubau einer ca. 23 km langen Erdgastransportleitung
DN 600, DP 70, der Thyssengas GmbH vom Übergabepunkt an der bestehenden
Erdgasleitung in Datteln (Hachhausen) bis zum Heizkraftwerk der STEAG in
Herne
Erörterungstermin

- Anhörungsverfahren -

Die Bezirksregierung Münster führt im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für
o.a. Baumaßnahme gemäß §§ 43 if. des Gesetzes Ober die Elektrizitä'ts- und
Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz) in Verbindung mit § 73 Abs. 6 des
Vervvaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW)
einen Erörterungstermin durch.

Die Erörterung findet statt vom 29. bis 30. Januar 2019 im Veranstaltungszentrum,
Gysenberg GmbH, Am Revierpark 40, 44627 Herne.

In dem Termin werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen
nach folgender Tagesordnung erörtert:

Dienstag, 29. Januar 2019
10:00 - 13:00 Uhr Erörterung der Stellungnahmen der Träger öffentlicher

Belange

14:00 -16:00 Uhr Fortsetzung der Erörterung der Stellungnahmen der Träger
öffentlicher Belange und der anerkannten Naturschutz-
vereinigungen

Mittwoch, 30. Januar 2019
10:00 - 13:00 Uhr Erörterung der Einwendungen Privater
und
14:00 - 16:00 Uhr

Der Zeitbedarf für die Behandlung der einzelnen Tagesordnungspunkte kann nicht
abgeschätzt werden. Eine Verlängerung der Erörterung Ober 16:00 Uhr hinaus ist
daher möglich.

In dem Termin werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen
erö'rtert.



- ut -

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Der Verhandlungsleiter kann Zuhörer,
insbesondere Vertreter der Medien zulassen, wenn kein Verfahrensteilnehmer bzw.
Teilnahmeberechtigter widerspricht. Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend genannte
Privatpersonen:

Einwender/innen (Personen, die schriftlich oder zur Niederschrift fristgerecht
Einwendungen erhoben haben),
Betroffene (Personen, deren Rechte oder Belange von dem Vorhaben berührt
werden), sowie deren
gesetzliche Vertreter, Bevollmächtigte und Sachbeistände
(Bevollmächtigte haben ihre Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht
nachzuweisen und diese zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben)
Vertreter/innen der am Verfahren beteiligten Behörden und Verbände.

Kosten, die durch die Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung
entstehen, werden nicht erstattet.

Es wird darauf hingewiesen, dass beim Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn
verhandelt werden kann, dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind und
dass das Anhörungsverfahren mit Schluss des Erörterungstermins beendet ist.
Die fristgerecht eingegangenen Einwendungen werden auch dann im weiteren
Verfahren berücksichtigt, wenn der/die Einwender/in nicht am Erörterungs-
termin teilnimmt.

Zur zusätzlichen Information sind der Bekanntmachungstext, die detaillierte
Tagesordnung und ein Informationsblatt zum Erörterungstermin im Internet
wwvv.brms.nrw.de/go/verfahren > Planfeststellungsverfahren Gasleitung Dafteln -

Bürggrmdi§tdr



Öffentliche Bekanntmachung

Bezirksregierung Münster 18. Januar 2019
500-0662646-1000/0056.0

Bekanntmachung gemäß § 73 Abs. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VwVfG)

Die AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrgebiet mbH (AGR), Im Emscherbruch
11, 45699 Herten, hat mit Datum vom 28.11.2018 bei der Bezirksregierung Münster
einen Antrag auf Planfeststellung des Vorhabens Erhöhung und Erweiterung der
Zentraldeponie Emscherbruch (ZDE) zur Schaffung zusätzlicher Volumina für Abfälle
der Deponieklassen I, II und Ill einschließlich damit im Zusammenhang stehender An-
derungen vorgelegt.

Für dieses Vorhaben ist gemäß § 35 Abs. 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG)
vom 24.02.2012 (BGBI. I S. 212 / FNA 2129-56) ein Planfeststellungsverfahren nach
den Vorschriften der §§ 72 if. des VwVfG vom 23.01.2003 (BGBI. I S. 102 / FNA 201-

dieses Verfahrens ist die Bezirksregierung Münster nach § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 2
Nr. 2 und Anhang I der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) vom
03.02.2015 (GV. NRW. S. 268 / SGV. NRW. 282) zuständig.

In dem Planfeststellungsverfahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach den
Vorschriften des Gesetzes Ober die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom

führen. Durch die vorliegende Bekanntmachung erfolgt gleichzeitig die Unterrichtung
der Offentlichkeit über das Vorhaben gem. § 19 Abs. 1 UVPG.

Allgemeine Beschreibung des Vorhabens

Die AGR betreibt im Bereich der Städte Gelsenkirchen und Herne die ZDE. Im Osten
wird die Zentraldeponie durch die Wiedehopfstraße, im Westen durch den Holzbach,

poniert.

Die ZDE verfügt hierfür Ober zwei unterschiedliche Ablagerungsbereiche, den H-Be-
reich und den S-Bereich. Im H-Bereich werden Abfälle, die die Zuordnungskriterien der
Deponieklasse II einhalten, abgelagert und im S-Bereich Massenabfälle aus Industrie
und Gewerbe sowie gefährliche Abfälle, die die Zuordnungskriterien der Deponie-
klasse Ill einhalten. Von der Ablagerung ausqeschlossen sind Abfälle entsprechend
dem § 7 Deponieverordnung (DepV) vom 27.04.2009 (BGBI. I S. 900 / FNA 2129-27-
2-22), hierzu gehören u. a. flüssige, ätzende, brandfördernde, explosive oder infektiöse
Abfälle.

Die gesamte ZDE wurde mit dem Planfeststellungsbeschluss (PFB) vom 06.12.1989
genehmigt. Die planfestgestellte Fläche der ZDE umfasst 113 ha, davon enffallen ca.
85 ha auf die beiden Ablagerungsbereiche. Von der planfestgestellten Deponiefläche



befinden sich ca. 100 ha auf dem Gebiet der Stadt Gelsenkirchen und ca. 13 ha auf
dem Gebiet der Stadt Herne. Bisher wurden auf der ZDE ca. 28 Mio. m3 Abfall abge-
lagert.

Der Antrag der AGR vom 28.11.2018 beinhaltet folgende wesentliche Änderung am
aktuellen Deponiebetrieb:

Erweiterung der ZDE um einen neuen Ablagerungsbereich für Abfälle der De-
ponieklasse II im Norden des Standortes, das zusätzliche Ablagerungsvolumen
beträgt ca. 1,9 Mio. m3

Erhöhung der Deponie im vorhandenen Ablagerungsbereich für Abfälle der De-
ponieklasse Ill um max. 10 m im Hochpunkt (höchster Punkt der Deponie dann
138 m NHN), das zusätzliche Volumen beträgt ca. 1,5 Mio. m3

Erhöhung der Deponie durch die Errichtung eines Bereichs zur Ablagerung von
Abfällen der Deponieklasse I oberhalb der ehemaligen Ablagerung von Haus-

das neu geschaffene Volumen beträgt ca. 1,2 Mio. m3.

Dariber hinaus werden mit den vorgelegten Antragsunterlagen alle Änderungen am
derzeit genehmigten Deponiebetrieb beantragt, die sich aus den drei genannten Teil-
vorhaben ergeben. Die Laufzeit der Deponie verlängert sich je nach Bereich um bis zu
10 Jahre.

Zusammenfassend beinhaltet der Antrag für das gesamte o. g. Vorhaben die nachste-
hend genannten wesentlichen Einzelaspekte:

Erhöhung der ZDE um einen DK 1-Bereich
Erhöhung der ZDE im DK III-Bereich um 10 m im Hochpunkt
Erweiterung der ZDE um einen DK II-Bereich (Nordbereich)
Erhöhung der Zwischenabdichtung des DK I-Bereichs (ehemalige SteII- und
Wartungsfläche)

Änderung der Entgasung im vorhandenen H-Bereich
Mitbehandlung der Sickerwasser des DK I- und DK II-Bereichs (Nordbereich) in
der vorhandenen Sickerwasserbehandlungsanlage
Änderung der Oberflächenentwässerung
Errichtung einer Dichtwand im Norden/Nordosten zur Schlieflung der vorhan-
denen Schlitzwand
Änderung des Abfallartenkatalogs
Änderung der genehmigten Rekultivierung
Verlängerung der Lagerzeit im Noffall- und Revisionslager auf maximal zwei
Jahre (hier handelt es sich um eine im Planfeststellungsverfahren konzentrierte
Änderungsgenehmigung gem. § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz)



Aufhebung des Bescheides vom 05.12.2012 zur Errichtung einer temporären
qualifizierten Oberflächenabdeckung
Befristete Waldumwandlung für 10 Jahre gem. §§ 39 und 40 Landesforstgesetz
(diese Entscheidung unterliegt ebenfalls der Konzentrationswirkung des § 75
VwVfG).

Für das Vorhaben besteht nach § 9 und Anlage 1 Nr. 12.1 und Nr. 12.2.1 des UVPG
die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprafung. Die Antragsunterla-
gen umfassen daher neben den Angaben gem. § 19 DepV auch die gem. §§ 16 if
UVPG erforderlichen Unterlagen (Dokumentation der Ergebnisse der Umweltverträg-
lichkeitsuntersuchung (UVU) in einem Bericht zu den voraussichtlichen Umweltsauwir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht); s. Ordner 4 der Antragsunterlagen). Der UVP-
Bericht beinhaltet auch eine allgemein verständliche, nicht technische Zusammenfas-
sung zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (Seite 256 im
UVP-Bericht).

Im Rahmen der UVU wurden folgende Fachgutachten zur Bewertung der im Zusam-
menhang und Erweiterung der ZDE" entstehenden
Emissionen und den hieraus resultierenden Immissionen erarbeitet:

Immissionsprognose für Staub und Staubinhaltsstoffe (Ordner 4, Nr. 14.2)
Immissionsmessungen im Umfeld der ZDE (Ordner 4, Ni. 14.2.1)
Orientierende Bestimmung des Schwebstaubanteils PM10 und PM 2,5 beim
Abkippen und Einbau von DK l-, DK II- und DK III-Abfällen (Ordner 5, Ni. 14.2.2)

Gutachterliche Stellungnahme zu den Geruchsimmissionen verursacht durch
die Zentraldeponie Emscherbruch nach geplanter Erweiterung und Erhöhung
(Ordner 5, Ni. 14.4)
Bericht Ober die Durchführung einer Rasterbegehung gemäß Geruchsimmissi-
ons-Richtlinie (GIRL) im Umfeld der Zentraldeponie Emscherbruch (Ordner 5,
Ni. 14.4.1)
Bericht Ober die Durchführung von Emissionsmessungen in der Abluft ausge-
suchter Emittenten auf der ZD Emscherbruch (2016) (Ordner 5, Ni. 14.4.2)
Bericht Ober die Durchführung von Emissionsmessungen in der Abluft ausge-
suchter Emittenten auf der ZD Emscherbruch (2018) (Ordner 5, Ni. 14.4.3)

der ZDE (Ordner 6, Ni. 14.5)

magutachten (Ordner 6, Ni. 14.6)
Verkehrsuntersuchung für die Erweiterung und Erhöhung der ZD Emscherbruch
(Ordner 6, Ni. 14.7)
Hydrogeologisches Gutachten (Ordner 6, Ni. 14.8)

Darüber hinaus wurden im Rahmen des UVP-Berichts die nachfolgenden Beiträge be-
rücksichtigt:

Landschaftspflegerischer Begleitplan (Ordner 6, Ni. 14.9)
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Ordner 7, Ni. 14.10)



Erweiterung und Erhöhung der Deponie - Faunistische Bestandserfassungen
(Ordner 7, Nr. 14.10.1)
Nachweis zu den Setzungen und Verformungen sowie zur Standsicherheit der
geplanten Erweiterung und Erhöhung der ZDE (Ordner 7, Nr. 14.12.1).

Ebenfalls Bestandteil der Antragsunterlagen ist der Nachweis Mr die Notwendigkeit
der Erhöhung und Erweiterung der ZDE, Bedarfsnachweis (Ordner 1, Nr. 2.1).

Bekanntmachung der Auslegung

Der Plan (die Antragsunterlagen bestehend aus Zeichnungen, Gutachten und Erläu-
terungen), aus dem sich Art, Umfang, Anlass und Lage des Vorhabens ergeben, liegt
gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 73 Abs. 3 Satz 1, Abs. 4 und 5 VwVfG und
§ 19 UVPG einen Monat lang in der Zeit vom

21.01.2019 bis einschließlich 20.02.2019

an folgenden Stellen zur Einsichtnahme aus:

a) Stadt Gelsenkirchen
Umweltreferat, Raum 3.03
Ansprechpartner: Herr Pancke / Herr Hymmen
Rathausplatz 1
45894 Gelsenkirchen

Zeiten: Montag bis Donnerstag 08:30 Uhr bis 15:30 Uhr
Freitags 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr

b) Stadt Herne
Fachbereich 51 - Umwelt und Stadtplanung, Zimmer A 206
Ansprechpartner: Herr Krieter
Langekampstraße 36
44652 Herne

Zeiten: Montag bis Donnerstag

Freitags

08:00 Uhr bis 12:00 Uhr
13:30 Uhr bis 16:00 Uhr
08:00 Uhr bis 12:00 Uhr

c) Stadt Herten
Fachbereich 2 - Bauordnung, Raum 222
Ansprechpartner/in: Frau Quick / Herr Vatteroth
Kurt-Schumacher-Str. 2
45699 Herten

Zeiten: Montag
Dienstag und Mittwoch
Donnerstag

Freitags

08:00 Uhr bis 16:00 Uhr
08:00 Uhr bis 12:30 Uhr
08:00 Uhr bis 12:30 Uhr
14:30 Uhr bis 17:30 Uhr
08:00 Uhr bis 12:30 Uhr



d) Bezirksregierung Münster
Dezernat 52, Raum N 4019 (4. Etage)
Ansprechpartner/in: Frau Stegemann / Frau Egemann
Albrecht-Thaer-Straße 9
48147 Minster

Zeiten: Montag bis Donnerstag 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Freitag 08:00 Uhr bis 12.00 Uhr

Gleichzeitig wird die vorliegende öffentliche Bekanntmachung entsprechend den An-
forderungen des § 27 a VwVfG auch auf der Internetseite der Bezirksregierung Mans-
ter veröffentlicht:

http://www.bezreq-muensterde/de/service/bekanntmachungen/verfahren/depo-
nien/AGR zentraldeponie emscherbruch/index.html.

Auf dieser Internetseite wird Mr die Dauer des o. g. Zeitraums der Auslegung auch ein
Link zu den Antragsunterlagen führen. Die Antragsunterlagen werden somit parallel
Mr 4 Wochen auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster zugänglich gemacht.

Weiterhin können für die Dauer der Auslegung (4 Wochen) die vorgenannten Unterla-
gen gemäß § 20 UVPG auch Ciber das zentrale Internetportal https://uvp-ver-
bund.de/nw abgerufen werden.

Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsichtnahme bei den o.g. SteIlen ausliegenden An-
tragsunterlagen.

Gemäß § 21 Abs. 2 UVPG kann jede/r, dessen Belange durch das Vorhaben berührt
werden, bis 1 Monat nach Ablauf der Frist der Auslegung der Unterlagen, also spätes-
tens bis zum

19.03.2019

Einwendungen gegen den Plan erheben.

Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG, die auf Grund einer Anerkennung nach
anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Vetwaltungsgerichts-
ordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG einzulegen, können innerhalb der
Einwendungsfrist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben.

Die Einwendungen oder Stellungnahmen sind schriftlich oder zur Niederschrift an die
Bezirksregierung Münster oder eine der o.g. Stelien zu richten. Mit Ablauf der genann-
ten Einwendungsfrist / Äußerungsfrist sind gemäß § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG / § 21
Abs. 4 UVPG alle Einwendungen und Stellungnahmen / Äußerungen ausgeschlossen,
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dieser Einwendungsaus-
schluss gilt nicht Mr ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Gemäß § 3 a VwVfG sind Einwendungen, die per E -Mail erhoben werden, nur zulässig,
wenn die Empfängerbehörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E -Mails mit



einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sind.
Eine Signierung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig.

Die Bezirksregierung Münster hat diesen Zugang eröffnet und es gilt Folgendes:

Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit
qualifizierter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregie-
rung Münster erhoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet:
poststelle brms.sec.nrvv.de.

Die Einwendung kann auch durch De -Mail in der Sendevariante mit bestätigter siche-
rer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz bei der Bezirksregierung Münster erhoben
werden. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle brms-nrw.de-mail.de.

Eine einfache E -Mail erfüllt diese Anforderungen nicht.

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden personenbezogene Daten erhoben. In-
formationen zu dieser Datenerhebung können Sie unter http://www.bezreq-muens-
terde/de/service/bekanntmachungen/verfahren/deponien/AGR zentraldeponie em-
scherbruch/index.html einsehen. Zudem wird das Informationsblatt mit den Planunter-
lagen ausgelegt.

Die Erhebung einer fristgerechten Einwendung bzw. Stellungnahme setzt voraus, dass
aus der Einwendung oder der Stellungnahme zumindest der geltend gemachte Belang
und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung oder Stellungnahme
unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwen-
dungen und Stellungnahmen / Äuflerungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeacht-
lich. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unter-
zeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleich-
förmige Eingaben gem. § 17 VwVfG), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen
Seite ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeich-
ner zu bezeichnen. Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt blei-
ben.

Die Einwendungen und Stellungnahmen werden an den Träger des Vorhabens, die
AGR, sowie die beteiligten Behörden zur Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlan-
gen der jeweiligen Einwender/innen wird deren Namen und Anschrift unkenntlich ge-
macht, soweit diese Angaben nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung oder
Stellungnahme erforderlich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist werden die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen
Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan
mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die
Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert.

Der Erörterundstermin wird mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt ge-
macht. Der Träger des Vorhabens (die AGR), die Behörden und diejenigen, die Ein-
wendungen erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, werden von dem Erör-
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terungstermin benachrichtigt. Sind auger der Benachrichtigung des Trägers des Vor-
habens und der Behörden mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können
diese Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Ebenso
kann die Zustellung der Entscheidung Ober die Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. Bei
Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt
werden.

Weitere Informationen sowie Äuflerungen und Fragen zum Verfahren können bis zum
Ablauf der Auslegungsfrist bei der für das Verfahren zuständigen Behörde, der Be-
zirksregierung Münster, angefordert bzw. eingereicht werden. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Einwendungsfrist von dem Zeitpunkt der Übermittlung angeforderter
Informationen bzw. Beantwortung gestellter Fragen unberührt bleibt.

Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen und die Teilnahme an dem
Erörterungstermin entstehen, können nicht erstattet werden.

Ober die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entschei-
dung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwenderiinnen und diejenigen, die eine
Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt
werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Münster, den 18.01.2019

Im Auftrag
gez. Norbert Volkeri


